
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 10. Mai 2012 

 
 
 

Mandantenbrief Mail 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Schätzungsbefugnis bei unverschuldetem Verlust von Unterlagen 
 

Einkommensteuer 
· Offensichtlich verkehrsgünstigere Straßenverbindung bei Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte erfordert keine große Zeitersparnis 
 

Umsatzsteuer 
· Neue Beleg- und Buchnachweispflichten für innergemeinschaftliche Lieferungen auf 

1.7.2012 verschoben 
· Änderung der elektronischen Abgabe der Zusammenfassenden Meldung 

 
Lohn- und Gehalt 

· Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
· Außerordentliche Kündigung wegen vorsätzlich fehlerhafter Angaben über geleistete Ar-

beitszeit 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Mai und Juni 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.5.2012 11.6.2012 
Umsatzsteuer1 10.5.20122 11.6.20123 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 11.6.2012 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 11.6.2012 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

14.5.2012 14.6.2012 

7.5.2012 8.6.2012 

Gewerbesteuer 15.5.2012 Entfällt 
Grundsteuer 15.5.2012 Entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

18.5.2012 
 

11.5.2012 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung6 29.5.2012 27.6.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 

entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.5./25.6.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermit-
telt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Allgemein 
Schätzungsbefugnis bei unverschuldetem Verlust von Unterlagen 
Der unverschuldete Verlust von Unterlagen hindert die Finanzbehörde nicht daran, die Besteuerungs-
grundlagen zu schätzen. Art und Umfang der Schätzung hängen letztlich von verschiedenen Kriterien 
ab. Dabei kommt es darauf an, ob im Rahmen einer Prüfung noch weitere Mängel festgestellt werden. 
Sind z. B. die Aufzeichnungen für die Bareinnahmen lückenhaft oder ergeben sich bei einer Bargeld-
verkehrsrechnung erhebliche Fehlbeträge, ist eine Schätzung innerhalb der amtlichen Richtsätze zu-
lässig. Der Verlust von Unterlagen ist in diesem Zusammenhang nur von untergeordneter Bedeutung. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Erbrecht nichtehelicher Kinder besser schützen 
Bundesrat, Pressemitteilung vom 30.03.2012 

Der Bundesrat will die erbrechtlichen Ansprüche nichtehelicher und einzeladoptierter Kinder schützen 
und hierzu eine bestehende Gesetzeslücke schließen. Mit einem am 30.03.2012 beschlossenen Ge-
setzentwurf möchte er die sogenannten "weißen Karteikarten" - auf denen die Geburt dieser Kinder im 
Standesamt registriert ist - sukzessive in das zentrale Testamentsregister der Bundesnotarkammer 
überführen und hiermit die Erteilung unrichtiger Erbscheine verhindern. 
 

Einkommensteuer 
Offensichtlich verkehrsgünstigere Straßenverbindung bei Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte erfordert keine große Zeitersparnis 
Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte kann eine Entfernungspauschale von 0,30 EUR je 
Entfernungskilometer als Werbungskosten geltend gemacht werden. Dabei ist grundsätzlich die kür-
zeste Straßenverbindung maßgebend. Ist aber eine andere Straßenverbindung offensichtlich ver-
kehrsgünstiger, kann sie zugrunde gelegt werden. 
Verkehrsgünstiger ist eine Straßenverbindung dann, wenn sich ein unvoreingenommener, verständi-
ger Verkehrsteilnehmer unter den gegebenen Verkehrsverhältnissen auch für diese Strecke entschie-
den hätte. Das gilt insbesondere dann, wenn der Arbeitnehmer eine längere Straßenverbindung nutzt, 
die Arbeitsstätte aber trotz gelegentlicher Verkehrsstörungen in der Regel schneller und pünktlicher 
erreicht. Dies ist immer eine Einzelfallentscheidung. Eine Zeitersparnis von mindestens 20 Minuten ist 
nicht erforderlich. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
Tipp: Gründe für eine längere Straßenverbindung können beispielsweise sein: Streckenführung, Am-
pelschaltungen, Autobahn statt Bundesstraße, Umfahrung von Unfallschwerpunkten, Wildwechselge-
fahr oder Belastung mit Schwerlastverkehr. 

Nicht erfüllte Unterhaltsansprüche sind kein Bezug 
Ein Vater bezog Kindergeld für seine bis September 2003 in Ausbildung befindliche Tochter, die nach 
der Trennung von ihrem Mann im August 2002 im Jahr 2005 geschieden wurde und für die der Ex-
Ehemann keinen Unterhalt bezahlte. Erst zum Ende des Jahres 2005 zahlte der Ex-Ehemann. 
Die Familienkasse hob die Kindergeldfestsetzung ab Januar 2003 auf. Der Bundesfinanzhof bestätigte 
dagegen die Entscheidung des Finanzgerichts, dass der zum Ende des Jahres 2005 gezahlte Unter-
halt keine Auswirkung auf den streitigen Zeitraum im Jahr 2003 hatte und deshalb nicht als Bezug zu 
berücksichtigen war. 
Hinweis: Ab 2012 spielen die eigenen Einkünfte des Kindes für den Bezug von Kindergeld i. d. R. 
keine Rolle mehr. 



 
 

Umsatzsteuer 
Neue Beleg- und Buchnachweispflichten für innergemeinschaftliche Lieferungen auf 
1.7.2012 verschoben 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn alle Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. Unternehmer müssen die Voraussetzungen u. a. durch sog. Buch- und Belegnachweise 
erbringen. Die Bundesregierung hatte im Jahr 2011 grundlegende Änderungen beschlossen, die mit 
Wirkung zum 1.1.2012 in Kraft treten sollten. 
Die neuen Beleg- und Buchnachweispflichten sollen nunmehr für nach dem 30. Juni 2012 ausgeführte 
innergemeinschaftliche Lieferungen gelten. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt noch die bis zum 31. Dezem-
ber 2011 gültige Rechtslage. 
Anmerkung: Es bleibt zu hoffen, dass insbesondere wegen der Vorschriften zur 
Gelangensbestätigung ein weiteres Hinausschieben erfolgen wird. 
 
Änderung der elektronischen Abgabe der Zusammenfassenden Meldung 
Bundeszentralamt für Steuern, Pressemitteilung vom 02.04.2012 
 
Der Formularserver der Bundesfinanzverwaltung wird für die elektronische Abgabe der Zusammen-
fassenden Meldung ab dem 1.1.2013 nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Zusammenfassende Meldungen können dann nur noch über die bereits bestehenden Zugänge des 
BZStOnline-Portals, des ElsterOnline-Portals und zukünftig auch über Elster-Formular übermittelt 
werden. 
 

Lohn und Gehalt 
Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 
Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu 
werden. Voraussetzung ist, dass die Beschäftigung im Voraus auf maximal zwei Monate oder 
50 Arbeitstage im Kalenderjahr befristet ist. Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung 
fallen bei diesen kurzfristigen Beschäftigungen ebenfalls nicht an, weil es sich nicht um sogenannte 
Minijobs handelt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Ar-
beitsentgelt von bis zu 400 EUR im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sogenannten Minijobs 
anzuwenden. 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 18.7. bis 31.8.2012 in einer Firma 
und erhält dafür ein Entgelt von 800 EUR. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er weni-
ger als 50 Tage arbeitet. Ab 1.10.2012 arbeitet er für monatlich 400 EUR. Ab diesem Tag hat der Ar-
beitgeber die pauschalen Beiträge sowie die Umlagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrichten. 

Außerordentliche Kündigung wegen vorsätzlich fehlerhafter Angaben über geleistete 
Arbeitszeit 
Arbeitnehmer, die vorsätzlich falsche Angaben über die von ihnen geleistete Arbeitszeit machen, ris-
kieren eine außerordentliche Kündigung. Einer Abmahnung bedarf es in derartigen Fällen regelmäßig 
nicht. Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 
Eine auf Grund tarifvertraglicher Regelungen ordentlich nicht mehr kündbare Arbeitnehmerin hatte im 
Zeiterfassungssystem falsche Angaben über die von ihr geleisteten Arbeitszeiten gemacht. Innerhalb 
von sieben Tagen hatte sie rund 135 Minuten zu viel aufgeschrieben, obwohl die Aufzeichnungen 
nach den bei ihrem Arbeitgeber geltenden Regelungen hätten minutengenau sein müssen. Das Bun-
desarbeitsgericht sah hierin einen besonders schwerwiegenden Verstoß. Das auf Heimlichkeit ange-
legte, vorsätzliche und systematische Fehlverhalten führe auch dazu, dass im vorliegenden Fall eine 
vorherige Abmahnung nicht erforderlich gewesen sei. Auch der Arbeitnehmerin habe klar sein müs-
sen, dass die Hinnahme eines solchen Fehlverhaltens durch den Arbeitgeber offensichtlich ausge-
schlossen war. Dies lasse die Notwendigkeit einer Abmahnung entfallen. 
 


